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ZUSATZVEREINBARUNG

zum

Gesamtarbeitsvertrag
für den Gleisbau 2026-2032

vom 14. Januar 2026

Der Schweizerische Baumeisterverband (SBV)
Weinbergstrasse 49, 8006 Zürich

und

die Vereinigung Schweizerischer Gleisbauunternehmer (VSG)
Weinbergstrasse 49, 8006 Zürich einerseits

sowie

die Gewerkschaft Unia
Weltpoststrasse 20, 3015 Bern

und

die Gewerkschaft Syna
Römerstrasse 7, 4601 Olten

schliessen die folgende Vereinbarung:

andererseits
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Kapitel I: Zweck und Umfang der Vereinbarung

Die vorliegende Vereinbarung regelt den Übergang vom GAV 2023-2025 zum neuen
GAV 2026-2032 sowie die Lohnanpassungen im Gleisbau für die gesamte Vertrags-
dauer.

Kapitel 11: Der GAV Gleisbau 2026 und Lohnanpassungen

Art. 1 lnhalt
Der bestehende GAV Gleisbau 2023-2025 entsprechend dem am 31.12.2025 gültigen
Text sowie all seinen Anhängen und Protokollvereinbarungen wird mit den nachfol-
genden Änderungen zur Allgemeinverbindlicherklärung beantragt.

Art. 2 Mindestlöhne
Die Mindestlöhne gemäss Art. 17 GAV Gleisbau sowie Anhang 4, Stand 31.12.2025,
werden jeweils per 01.01. jeden Jahres unter Vorbehalt der Auflösung des Vertrages
mindestens um die Entwicklung des Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) er-
höht. Liegt die Teuerung höher als 2%, werden Verhandlungen über den Teuerungs-
ausgleich geführt. Die Erhöhung erfolgt auf Basis des LIK per 30. September des ak-
tuellen Jahres. Bei einer rückläufigen Entwicklung des LIK wird bei einer zukünftigen
Erhöhung jeweils auf den letzten lndexstand per 30. September abgestellt, der zu ei-
ner Erhöhung führte.

Die jeweiligen Tabellen sind im Anhang I zu dieser Vereinbarung enthalten.

Art. 17 Lohn (Basislöhnc Mindestlöhne, Lohnklassen, Lohnauszahlung, 13. Mo-

natslohn)

1 Basislähne Der Arbeitnehmende hat im Sinne eines Minimallohnes unter Vorbe-

halt der Spezialfälle nach Artikel 17 Absatz 6 dieses Vertrages Anspruch auf fol-

gender} Minimpllphn Mindestlöhne (Monat/Stunde) in Schweizer Franken:

Basislehn Mindestlohn ab dem 1. Januar 2025 2026

Lohnklassen

V Q A B C

6605 37.50 6062 34.45 5852 33.25 5467 31.05 4952 28.15

1bis Der Basis Mindest-Stundenlohn wird wie folgt errechnet: Monatslohn gemäss

Absatz 1 dieses Artikels geteilt durch 176 (der Divisor ergibt sich aus Jahrestotal-

stunden dividiert durch Anzahl Monate; gegenwärtig: 2112 : 12 = 176).
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2 Lehnklassen Für die in Artikel 17 Absatz 1 festgelegten Basislöhne Mindestlöhne

gelten folgende Lohnklassen:

Lohnklassen Voraussetzungen

C Gleisbauarbeiter Gleisbauarbeiter ohne Fachkenntnisse

B Gleisbauarbeiter mit

Fachkenntnissen

Gleisbauarbeiter mit Fachkenntnissen ohne baube-

ruflichen Berufsausweis, der vom Arbeitgeber auf-

grund guter Qualifikation von der Lohnklasse C in

die Lohnklasse B befördert wurde. Bei einem Stel-

lenwechsel in einen anderen Baubetrieb behält der

Arbeitnehmer die Lohnklasseneinteilung B.

A Gleisbau-

Facharbeiter

Absolventen der zweijährigen Ausbildung als Bau-

praktiker Gleisbau EBA. Gruppenführer, Sicherheits-

wärter und angelernter Maschinist mit mindestens

dreijähriger Tätigkeit in dieser Funktion. Bei einem

Stellenwechsel in einen anderen Baubetrieb behält

der Arbeitnehmer die Lohnklasseneinteilung A.

Q Verkehrswegebauer Fachrichtung Gleisbauer mit anerkanntem Berufs-

ausweis (eidg. Fähigkeits-Zeugnis oder gleichwerti-

ger ausländischer Fähigkeitsausweis).

V Vorarbeiter Gleisbau-Facharbeiter, der vom Betrieb als Vorarbei-

ter anerkannt wird.

2bis — 8 unverändert

9 Veriget-der--LGh-nabtFetu-ng4-Der--ArbeitnelcimeF--ci-a-rf-seine-Lohnforeferu-ngen

Rieht-an-D-ritte-abtfeten-(Artikel-32-5-Absatz-2-0-R),---Tretzciern-vorgenemmene7-auGh

Vef-AbsGhlues-eles-A-rbeitsvertrages-eingegangene-Lehna-btfetu-n-gen-werelen-venl

pnerkannt.

nur-aus-felgenden-Gfünden-vergenemmen-werde-na-)-Riehter-lishe-Entserheidei--b)

getfeitengerechtliche-Lebnpfänd-u-ngen-naGh-Artikel-32-5-Absatz--1-0-R,-aufoehoben

10 -1-3M-onatsleh-n4. Die Arbeitnehmer erhalten ab Anstellungsbeginn im Be-

trieb einen 13. Monatslohn. Hat das Arbeitsverhältnis kein ganzes Kalenderjahr

gedauert, so besteht ein anteilsmässiger Anspruch. Die Auszahlung erfolgt wie

nachstehend:

a) Hat ein Arbeitsverhältnis während des ganzen Kalenderjahres gedauert,
werden den im Stundenlohn beschäftigten Arbeitnehmern Ende des Jahres
8,3 % des im betreffenden Kalenderjahr bezogenen massgebenden
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Lohnes (Berechnung gemäss Tabelle im Anhang 1) zusätzlich vergütet.

Den im Monatslohn beschäftigten Arbeitnehmern sowie den Arbeitnehmern

mit ausgeglichener monatlicher Zahlung wird Ende des Jahres ein durch-

schnittlicher Monatslohn (Berechnung siehe Tabelle im Anhang) zusätzlich

ausbezahlt. Auf dem 13. Monatslohn wird keine Ferienentschädigung aus-

gerichtet;

b) Pre-rata-Auszahlenw: Hat ein Arbeitsverhältnis kein volles Kalenderjahr ge-

dauert, werden den Arbeitnehmern anlässlich der letzten Lohnzahlung zu-

sätzlich 8,3 % des im betreffenden Kalenderjahr bezogenen massgeben-

den Lohnes (Berechnung gemäss Tabelle im Anhang 1) ausgerichtet.

c) Ferienentschädigung: Auf dem 13. Monatslohn wird keine Ferienentschädi-

gung ausgerichtet.

d) Mittels schriftlicher Vereinbarunq können Arbeitgeber und Arbeitnehmende

festhalten, dass eine anteilsmässige, halbjährliche Auszahlunq des 13. Mo-

natslohnes erfolgen kann, auch wenn das Arbeitsverhältnis während des

panzen Kalenderjahres dauert. Mit quellensteuerpflichtiqen Arbeitnehmen-

den kann zudem eine monatliche Auszahlunq des 13. Monatslohnes ver-

einbart werden. Die Auszahlung des 13. Monatslohnes ist in jedem Fall auf

der monatlichen Lohnabrechnung separat auszuweisen.

Art. 3 Effektivlöhne
Während der Vertragsperiode werden die Effektivlöhne jährlich gestützt auf den Lan-
desindex der Konsumentenpreise (LIK) per 30. September des jeweiligen Jahres und
nach dem folgenden Mechanismus überprüft und allfällige Effektivlohnerhöhungen
durch die Sozialpartner bekanntgegeben.

Für das Jahr 2026 ist keine Anpassung der Effektivlöhne vorgesehen.

Auf den 1. Januar 2027 wird alien dem GAV Gleisbau unterstellten Arbeitnehmern der
Lohn um einen festen Frankenbetrag gestützt auf die folgende Berechnung erhöht:

Fester Frankenbetrag entsprechend einem 80%-Teuerungsausgleich auf Basis des
LIK am 30. September 2026 auf dem dann geltenden Mindestlohn der Lohnklasse C.

Auf den 1. Januar 2028 wird alien dem GAV Gleisbau unterstellten Arbeitnehmern der
Lohn um einen festen Frankenbetrag gestützt auf die folgende Berechnung erhöht:

Fester Frankenbetrag entsprechend einem 80%-Teuerungsausgleich auf Basis des
LIK am 30. September 2027 auf dem dann geltenden Mindestlohn der Lohnklasse C.

Auf den 1. Januar 2029 wird alien dem GAV Gleisbau unterstellten Arbeitnehmern der
Lohn um einen festen Frankenbetrag gestützt auf die folgende Berechnung erhöht:
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Fester Frankenbetrag entsprechend einem Teuerungsausgleich abzüglich von
0,25 Prozentpunkten auf der Teuerung auf Basis des LIK am 30. September 2028 auf
dem dann geltenden Mindestlohn der Lohnklasse C.

Auf den 1. Januar 2030 wird alien dem GAV Gleisbau unterstellten Arbeitnehmern der
Lohn um einen festen Frankenbetrag gestützt auf die folgende Berechnung erhöht:

Fester Frankenbetrag entsprechend einem Teuerungsausgleich abzüglich von
0,25 Prozentpunkten auf der Teuerung auf Basis des LIK am 30. September 2029 auf
dem dann geltenden Mindestlohn der Lohnklasse C.

Für das Jahr 2031 wird die betriebliche Lohnsumme um die Teuerung erhöht. Die Er-
höhung der Lohnsumme unterteilt sich dabei in einen generellen Anted und einen indi-
viduellen Anteil. Auf den 1. Januar 2031 wird alien dem GAV Gleisbau unterstellten
Arbeitnehmern der Lohn um einen festen Frankenbetrag gestützt auf die folgende Be-
rechnung erhöht:

• Fester Frankenbetrag entsprechend einem Teuerungsausgleich auf Ba-
sis des LIK am 30. September 2030 auf dem dann geltenden durchschnittli-
chen Mindestlohn (Summe der Mindestlöhne C bis V: 5).
• Der allfällige verbleibende Teil der betrieblichen Lohnsumme wird indivi-
duell verteilt, wobei freiwillige Lohnanpassungen der Jahre 2029 und 2030
an die individuelle Lohnerhöhung angerechnet werden können.

Bei einer rückläufigen Entwicklung des LIK wird bei einer zukünftigen Erhöhung je-
weils auf den letzten lndexstand per 30. September abgestellt, der zu einer Erhöhung
führte.

Voraussetzung ist, dass der Arbeitnehmer im entsprechenden Vorjahr mindestens
sechs Monate in einem dem GAV Gleisbau unterstellten Betrieb gearbeitet hat und
«voll leistungsfähig» ist (vgl. Art. 17 Abs. 6 lit. a GAV Gleisbau).

Für Arbeitnehmende, die im Sinne von Art. 17 Abs. 6 lit. a GAV Gleisbau dauerhaft
nicht voll leistungsfähig sind, ist individuell eine schriftliche Vereinbarung über die
Lohnerhöhung zu treffen, welche die vorstehenden Ansätze unterschreiten kann.

Grundlage für die Anpassung ist der jeweilige Einzellohn vom 31. Dezember.
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Art. 4 Weitere Änderungen

PRAAMBEL

Der Schweizerische Baumeisterverband (SBV) und
die Vereinigung Schweizerischer Gleisbauunternehmer (VSG) sowie
die Gewerkschaft Unia und
die Gewerkschaft Syna

bekunden-als-P-aFteien-dieses-Gesamtarbeitsver4Fagesi

zen und die lnterc,sen der Berufsorganisationen zum gemeinsamen Wohl der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer gebührend zu fördern. Sie sind bereit, von Fall zu Fall wichtige Fragen, die
nach Meinung einer oder beider Parteien einer Abklärung bedürfen, zwischen den Verbands
instanzen gemeinsam zu bcsprechen und sich um eine angerne-sene Lösung zu bemühen.

Sie schlie-sen am 5. Dezember 2018 in Zürich

schliessen im Bestreben,
• die Arbeitsbedinqungen im Gleisbaugewerbe attraktiv zu gestalten, um Fach-
und Arbeitskräfte anzuziehen, in der Branche zu halten und weiterzuentwickeln,
• eine Vollbeschäftigunq im schweizerischen Gleisbau ewerbe sicherzustellen
und den unbeschränkten Arbeitsfrieden zu bewahren,
• die lnteressen der Berufsor anisationen zum gemeinsamen Wohl der Arbeit e-
benden und Arbeitnehmenden qebührend zu fördern.
• ihre Abkommen dem Grundsatz von Treu und Glauben zu unterstellen und bei
der Anwendunq ihrer Vereinbarungen und der Durchführunq der qemeinsam qeschaf-
fenen, sozialen lnstitutionen die beidseitiqen lnteressen verständnisvoll zu würdigen,
• die qemeinsamen Berufsinteressen zu fördern, wie

o Erlass und Durchführung zeitgemässer Submissionsbedingungen,
o regelmässige Beschäftiqung,
o Verqabe von Gleisbauarbeiten der öffentlichen Hand oder Gleisbauar-
beiten, die durch öffentliche Mittel mitfinanziert werden, nur an Betriebe, welche
die qesamtarbeitsvertraglichen Verpflichtunqen einhalten,
o Bekämpfunq der unlauteren Konkurrenz durch unseriöses Preisunter-
bieten
o Förderunq der Qualität,
o Förderung der beruflichen Ausbildung,
o Förderunq der Arbeitssicherheit, der Gesundheit und der Gesundheits-
vorsome,

• die hohen Lohnstandards sowie die Kaufkraft zu erhalten,

folgenden Gesamtarbeitsvertraq (GAV Gleisbau) ab:

Sie sind bereit, von Fall zu Fall wichtiqe Fraqen, die nach Meinunq einer oder beider Parteien
einer Abklärunq bedürfen, zwischen den Verbandsinstanzen qemeinsam zu besprechen und
sich um eine anqemessene Lösunq zu bemühen.

Art. 1bis Betrieblicher Geltungsbereich
4 Seweit-ei-Re-dem-GAV-Gleiebau-unterstel4t-e-F-i-r-m-a-clem-GA-V-G-1-eisba-61-61444eFstelltes-
Per-senal-ei-ner-D-r-itgi-r-ma-(V-e-r-leihfi-r-ma)-besGhäftigt-T-hat-i-h-F--el-ie-Ver-l-ei-144-Fma-zu-bestätigenel-ass
sie-eiie-arbeitevertfaglishen-Beclingungen-gemäss-GA-V-G-l-ei-sbau-vG1-1-u-mfängksh-ein-hält
4 Soweit ein dem GAV Gleisbau unterstellter Betrieb dem GAV Gleisbau unterstelltes
Personal eines Drittbetriebes beschäftiqt, hat ihm dieser zu bestäticien, dass die arbeitsver-
traglichen Bedingungen gemäss GAV Gleisbau vollumfänglich eingehalten sind.
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Art. lquinquies Persönlicher Geltungsbereich
1 Der GAV Gleisbau gilt für die in den Betrieben nach Art. 1bls Abs. 1 und 2 GAV Gleis-
bau beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (unabhängig ihrer Entlöhnungsart
und ihres Anstellungsortes). Er gilt auch für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Hilfstä-
tigkeiten zum Gleisbau in einem dem Geltungsbereich unterstellten Betrieb ausführen. Ausgc.

bauarbeiten oder Arbeiten im Gefährdungsbereich der Bahn eingesetzt werden.
Ausgebildetes Sicherheitspersonal untersteht diesem Vertrad, soweit es für die Sicherheit von
Gleisbauarbeiten oder Arbeiten im Gefährdungsbereich der Bahn eindesetzt wird.

Art. 3 Vollzugskosten- und Aus-/Weiterbildungsbeiträge
2 Arbeitgeber und die von ihncn beschäftigten Arbeitnehmenden inkl. Lernenden, die un
ter-ci.en-Gelten-ge-ber-eieh-eles-GAV--G-leisbau-fallenrbaben-Vallzugs-kasten—fflei-Aus-MieiteFbil-
clungsbeitrage-an-clen-Parifends-Bau-zu-entFiahten,-Ausgenemmen-s-i-nci-die-Kantane-Genf,
Neuenberer.-Tess-i417-Waadt-und-WaWs,Wirel-eler-Parifand-s-Bau-gang-eder--tedweise-allgemein-
verbiriciliah-eFkläftT-riehtet-siall--eleF-Geltungsbereieh-naoh-cleR-ents-greshenden-Bestimm-ungen-
der Allgemeinverbindlicherklärung.

2 Dem Parifonds Bau sind die räumlich, betrieblich und persönlich dem GAV Gleisbau
unterstehenden Arbeitgeber und die in diesen Betrieben beschäfticiten Arbeitnehmenden inkl.
Lernenden unterstellt. Ausgenommen sind Betriebe, in den Kantonen Genf, Neuenburg, Tes-
sin, Waadt und Wallis, welche einem der kantonalen, paritätischen Fonds («Fonds paritaire du
secteur principal de la construction» in Genf, «Fonsopar» in Neuenburg, «Fondo formazione
professionale» und «Fondo applicazione» im Tessin, «Contribution de solidarité professi-
onnelle de l'industrie vaudoise de la construction et contribution patronale pour la relève» in
der Waadt, «Paritätischer Fonds des Hoch- und Tiefbaudewerbes» im Wallis) angeschlossen
sind.

3 Der Parifonds Bau bezweckt einerseits die Deckung der Kosten im Vollzug des GAV
Gleisbau sowie die Erfüllung weiterer Aufgaben vornehmlich sozialen Charakters. Anderer-
seits bezweckt der Parifonds Bau €1-ie-AnweFlaung-und-F-45Felefung-cles-13-erufsilaahwuah-ses die
Förderung der Aus- und Weiterbildung sowie die Unterstützung von Massnahmen zur Vermei-
dung von Unfällen und Berufskrankheiten.

4 Alle dem GAV Gleisbau unterstellten Arbeitnehmenden inkl. Lernenden haben unab-
hängig von einer Verbandsmitgliedschaft einen Vollzugskosten- und Aus-/Weiterbildungsbei-
trag von 0.7 % der-W-VG-pflichtigail-Lahneurzame des massgebenden Lohnes zu leisten. Der
Arbeitgeber sorgt für Einzug und Ablieferung der Beiträge an den Parifonds Bau.
Die dem GAV Gleisbau unterstellten Arbeitgeber haben einen Vollzugskosten- und Aus-/Wei-
terbildungsbeitrag von 0.5% der-LIV-G--pfliahtigen-L-ahnsumme des massgebenden Lohnes der
dem GAV Gleisbau unterstellten Arbeitnehmenden inkl. der Lernenden zu leisten.

Als massgebender Lohn gilt der AHV-pflichtige Lohn bis zum UVG-Maximum. Bei Arbeitneh-
menden inkl. Lernenden, welche nicht der schweizerischen AHV-Pflicht unterstehen, wird der
Vollzugskosten- und Aus-/Weiterbildungsbeitrag auf der Basis des dem AHV-pflichtigen Ver-
dienst analogen Arbeitsentdelts berechnet. Ausgenommen sind Tätigkeiten in der Schweiz bis
zu 90 Tage pro Jahr.

Arbeitgeber mit einer Tätigkeit in der Schweiz bis 90 Tage pro Jahr haben 0.4 % der UVG
saftislatigen-Lah-n-s-umme des massgebenden Lohnes (0.35 % Arbeitnehmer; 0.05 % Arbeitge-
ber) der dem GAV Gleisbau unterstellten Arbeitnehmer inkl. der Lernenden zu leisten, min-
destens aber 20 Franken pro Mitarbeiter und Arbeitgeber.
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Art. 5 Anwendung des Vertrages und Meinungsverschiedenheiten
1 Für die Anwendung dieses Vertragsparteien.

zu diesem Zweck eine Schweizerische Paritätische Kommission Gleisbau (SPK
Gleisbau-Drie-E-i-nze-l-heiten-we-rcien-i-n-AFtikel-29-elieses-V-e4r-ages-(bzw,-Anhang-6-zu-el-iesem-
Vertrag) geregelt.
2 Bei Mcinungsverschiedenheiten und Streitigkciten zwischen den Vertragspartcicn so
wie bei Verletzung der Fricdenspflicht gilt das Ver fahren gemäs den Bcstimmungen des
hanclesmantel-ve4rages-(AFti-kel-1-4-bis-A4-14e4-1-6414=14,64-kel-5-1-L-MV-20-1-9-2022),

1 Für die Anwendunq dieses Gesamtarbeitsvertrages sorgen die Vertragsparteien. Sie
bestellen zu diesem Zweck eine Schweizerische Paritätische Kommission Gleisbau (SPK
Gleisbau). Die Einzelheiten werden in Anhang 6 dieses Vertrages gereqelt. Anhang 6 ist ein
integrierender Bestandteil dieses Vertrages.

2 Die SPK Gleisbau ist zur Geltendmachunq des gemeinsamen Anspruchs der Vertrags-
parteien gemäss Artikel 357b OR in eigenem Namen auch in gerichtlichen Verfahren befuqt.

3 Die SPK Gleisbau hat die Befugnis, Fraqen und Differenzen über die Auslegunq und
Anwendunq bestehender gesamtarbeitsvertraglicher Bestimmungen zu behandeln. Der Er lass
neuen Rechts ist für sie ausqeschlossen und ausdrückfich den Vertraqsparteien des GAV
Gleisbau vorbehalten.

4 Bei unüberwindbaren Meinunqsverschiedenheiten in der SPK Gleisbau wird die Ange-
legenheit innert nützlicher Frist den Vertragsparteien zur Behandlunq und Entscheidunq wei-
tergeleitet.

5 Während der qanzen Dauer der Verfahren vor der SPK Gleisbau und vor den Ver-
traqsparteien des GAV Gleisbau qemäss Abs. 1 hiervor ist iegliche Information der Öffentlich-
keit über Verlauf und Inhalt der Verhandlungen untersagt. Eine sachliche Information der Mit-
qlieder ist gestattet.

Art. 7 Mitwirkung und Unterkünfte der Arbeitnehmer und die Hygiene und Ordnung auf
Baustellen
1 Die Vertragsparteien dieses Gesamtarbeitsvertrages übernehmen die Regelung be
züglich Umsetzung dcs Mitwirkungsgesetzes im LMV 2019 2022 (Zusatzvereinbarung «Mit
wir-kung-i-m-Bau-h-a-u-ptgewerbe-)) -[-M4twir-kungsverei-nbafung],An-ilang-5-zuria-LM-V--24-1-9-2022),-

beiLsicherheit und Gcsundheitsvorsorge im Betrieb, besondere betriebliche Situationen sowie
die Arbeitnehmervertretung im Betrieb.

1 Die Vertragsparteien des Gesamtarbeitsvertraqes übernehmen die entsprechenden
Bestimmungen zur Mitwirkung des bültioen LMV (Art. 60).

2 Die Vertragsparteien dieses Gesamtarbeitsvertrages übernehmen ctie-Regel-ung die
entsprechenden Bestimmungen bezüglich der hygienischen und baulichen Anforderungen an
Unterkünfte für Arbeitnehmer sowie die notwendigen Massnahmen zur Aufrechterhaltung von
Ordnung und Hygiene auf Baustellen jusatzvereinbaF6A-g-über--€1-ie-1.1414erkünfte-cler--Arbeit-
Aelcimenden-uncl-elie-Hygie-ne-und-QFel-nung-auf-Baustellen4U-n-ter-ku-nftevereinbarung],An-hang-
6 zum LMV 2019 2022). des gültigen LMV (Art. 61).

Art. 8 Probezeit

2 Bei einer Wiederanstellung innerhalb von 12 Monaten entfällt eine Probezeit.

Art. 9 Kündigung des definitiven Arbeitsverhältnisses

3 Die Kündiqung eines Arbeitsverhältnisses (auch während der Probezeit) bedarf der
Schriftform (Brief; Notiz, E-Mail, Messenger-Nachrichtendienst mit Lesebestätigung etc.). Die
Frist beginnt am Folgetag.
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Art. 11 Kündigungsschutz
1 Grundsatz: Eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses nach Ablauf der Probezeit durch
den Arbeitgeber ist unter Vorbehalt von Absatz 2 und Absatz 3 dieses Artikels solange ausge-
schlossen, wie die Krankentaggeld-Versicherung oder die obligatorische Unfallversicherung
für den Arbeitnehmer Taggeldleistungen erbringt.
Kündiqt die Versicherunq die Einstellunq der Taqqeldleistunqen an und ist eine Rückkehr des
Arbeitnehmers an den bisheriqen Arbeitsplatz qesundheitsbedinqt ausqeschlossen, so kön-
nen die Parteien die Auflösunq des Arbeitsverhältnisses auf den Zeitpunkt der Leistunqsein-
stellunq vereinbaren.

Art. 12 Arbeitszeitliche Bestimmungen
4 Ausfalltage: Für Feiertage, Ferien sowie individuelle Ausfalltage infolge Krankheit, Un-
fall und anderer Abwesenheiten werden pro Tag die Stunden gemäss dem für das entspre-
chende Jahr geltenden betrieblichen Arbeitszeitkalender bzw. dem am Ort des Betriebes gel
ten4en-sektionale-n-Arte-itszeitkalencler-im-Bauhauptgewerbe-angereGlanet7weiGher--ven-eler--
1-e-kalen-P-aFitätisehen-Berufs-ke-m-m-i-ssion-ifn-Bauh-auptgewer4e-AhfliGh-eFstek-wir-cl, oder von
der SPK Gleisbau erstellten Arbeitszeitkalender oder der konstanten Arbeitszeitplanunq anqe-
rechnet.

Beim Eintritt und beim Austritt eines Arbeitnehmers während des Jahres berechnet sich die
Arbeitszeit pro rata gemäss dem für das entsprechende Jahr geltenden betrieblichen oder
sektienelen von der SPK Gleisbau erstellten Arbeitszeitkalender oder der konstanten Arbeits-
zeitplanunq. Beschäftigten im Monatslohn werden beim Austritt die über dem pro-rata-Anteil
der Jahressollstunden gemäss Absatz 3 liegenden Stunden zusätzlich zum Grundlohn vergü-
tet.

5 Wöchentliche Arbeitszeit (Normalarbeitszeit) und Schichtarbeit:

a) Die wöchentliche Arbeitszeit wird durch den Betrieb in einem bis spätestens Ende Jahr
für das Folgejahr erstellten Arbeitszeitkalender innerhalb der Vorgaben nach Absatz 5
Buchstabe b festgelegt. Unterlässt der Betrieb die Erstellung und Bekanntgabe eines
Arbeitszeitkalenders an die Mitarbeitenden, gilt der sektionale Arbeitszeitkalender für
das-Baelaa-uptgewerbe-am-Q-d-des-Betriebes-a-naleig,welshen-die-l-Gkaten-P-aFitatiseyhe-n-
gerufskommissienen-iffl-Ba-61-14auptgeweFbe-j4414&-eFstellen, der durch die SPK Gleis-
bau erstellte Arbeitszeitkalender. Der betriebliche Arbeitszeitkalender ist der SPK
Gleisbau bis Mitte Januar des entsprechenden Jahres zuzustellen. Verletzt der Ar-
beitszeitkalender gesamtarbeitsvertragliche oder gesetzliche Bestimmungen, kann die
SPK Gleisbau begründet Einspruch erheben und weist ihn zurück.

b) Rahmen der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit: Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt in der Regel:

- minimal 37,5 Wochenstunden (= 5 x 7,5 Stunden) und
- maximal 45 Wochenstunden (= 5 x 9 Stunden).

Bei Einführunq einer reqelmässigen Vier- oder Viereinhalb-Taqe-Woche kann die mini-
male wöchentliche Arbeitszeit auf 32 Stunden herabqesetzt werden.

c) Abweishungew. Der Betrieb kann den Arbeitszeitkalender für den ganzen Betrieb oder
einzelne Teile (Baustellen) unter Berücksichtigung von Absatz 5 Buchstabe b und der
maximalen Jahressollstundenzahl wegen Arbeitsmangels, Schlechtwetters oder tech-
nischer Störungen nachträglich abändern. Dabei können die minimalen Wochenstun-
den unterschritten werden und die maximalen Wochenstunden bis höchstens 48 Stun-
den überschritten werden. Die Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit muss jedoch in
einem zwingenden Zusammenhang zum Vorfall stehen, welcher vorgängig zu einer
Reduktion der Arbeitszeit führte. Eine wiederholte Anpassung des Arbeitszeitkalenders
ist möglich.
M-Gdal-itäten Die nachträgliche Abänderung des Arbeitszeitkalenders kann nur für die
Zukunft Wirkung entfalten. Die Mitspracherechte der Arbeitnehmenden gemäss Artikel
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48 Arbeitsgesetz und Artikel 69 Verordnung 1 Arbeitsgesetz sind einzuhalten. Der Ar-
beitszeitkalender und seine allfälligen Änderungen müssen für alle betroffenen Mitar-
beitenden zugänglich sein.
gehand-lung-ven-Risht-gearbeiteten-Ausfallstunden lst im Nachhinein irn Vergleich zur
früheren Arbeitszeitreduktion weniger Mehrarbeit erforderlich, dann geht die Differenz
zu Lasten des Arbeitgebers, d.h., der Arbeitgeber darf am Jahresende den Lohn des
Arbeitnehmenden nicht entsprechend kürzen, obwohl der Arbeitnehmende insgesamt
weniger gearbeitet hat. Ein Übertrag in Form von Reservestunden ist
nur im Rahmen der maximalen Minderstunden qemäss Art. 12 Abs 7e möqlich. Vorbe-
halten bleiben individuelle Lösungen qemäss Art. 12, Abs 7bis.
Verletzt der geänderte Arbeitszeitkalender gesamtarbeitsvertragliche oder gesetzliche
Bestimmungen, kann die SPK Gleisbau begründet Einspruch erheben und weist ihn
zurück.

d) gehishtaFbeit---Beg-Fif4 Schichtarbeit stellt ein Arbeitszeitsystem dar, nach welchem
zwei oder mehrere Gruppen von Arbeitnehmenden (Belegschaften) am gleichen Ar-
beitsort zeitlich gestaffelt zum Einsatz gelangen.

e) SchishtaFfaeit—Varaussetzunge-FSGh-ishtarbeit-wircl-genehm-igt,wen-w,
—der--Betfielg-(bzw,-die-Ar-beitsgem-einssha#)-i-n-cler--Regel-spätestens-zwei-Wesheia-ve
Ar-beitsbeginn-ein-seäriftliGheaencl-begr-ü-wietes-Gesush-eingereiGht-hat

cinc objektspczifische Notwendigkeit vorliegt;
--ein-gehishtplan-erstel-lt-wer-elen-ist-
-uncl---el-ie-gesetz-l-ishen-uncl-gesamtarbeitsvertragliel4e8-Bectingungen-eingehalten-
cind.
Aufqehoben

f) gGhishtarbeit—Zustandig4eitDas-Gesush-ist-deF-SRK-Gleiebau-ei421-zur-eishe-n-u-n4
wir-el-von-crieser-i-ffleFt-Wesherlffist-nas-h-Gesusheeingang-genelamigt,sefer-n-die-in-AID-
satz 5 Buchstabe e erwähnten Voraussetzungen erfüllt sind.
Aufqehoben

g) Einem Arbeitnehmenden, der in der Schicht arbeitet, wird ein Zeitbonus von 20 Minu-
ten je Schicht gutgeschrieben; allenfalls kann dem Arbeitnehmenden eine Zulage von
1 CHF je Arbeitsstunde ausbezahlt werden anstelle der Zeitgutschrift. im Gesuch für
Sshishtar-beitist-aush-d-ia-ZusGhlageregeluAg-aufzuführ-en,

h) Ergänzend findet die im Anhang zumLMV 2019 2022 qültiqen LMV enthaltene aus-
führliche Richtlinie über die Schichtarbeit im schweizerischen Bauhauptgewerbe An-
wendung.

i) Die SPK Gleisbau ist für die Genehmigung der entsprechenden Schichtgesuche zu-
ständig.

5bis Anstelle des betrieblichen oder von der SPK Gleisbau erstellten Arbeitszeitkalenders,

kann ein Betrieb, erstmals per 1. Januar 2027, die jährliche Arbeitszeit qem. diesem Artikel für
den qesamten Betrieb oder einzelne Betriebsteile in einer konstanten Arbeitszeitplanunq mit
täglicher Normalarbeitszeit von 8.1 Stunden (40,5 Wochenstunden / 5 Arbeitstaqe), zuzüqlich
eines Anteils von maximal fünf Nullstundentagen, vorsehen.

Voraussetzunq für die Anwendunq einer konstanten Arbeitszeitplanunq bildet die Leistunq ei-
nes ausgeglichenen monatlichen Lohnes qem. Art. 17 Abs. 8.

Abweichungen von der konstanten Arbeitszeitplanunq werden als Ober- oder Minderstunden
erfasst.

6 Arbeitsfreie Tage:
a) Begriff: An Sonntagen, kantonalen Feier- und öffentlichen Ruhetagen sowie an Sams-

tagen und am 1. August wird nicht gearbeitet. In begründeten Fällen kann an arbeits-
freien Tagen gearbeitet werden; in-Gfiesem-F-all -ist-eler-Bet.Fieb-gellatten, ei-ne-Meldung-
an die SPK Glaisbau, nach Möglichkeit 21 Stunden im Voraus, zu machen.
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b) Zuschlag: Al le an einem Samstag gearbeiteten Stunden geben grundsätzlich Anspruch
auf einen Geldzuschlag von 25 %. Allfällige höhere, vertraglich vereinbarte Zuschläge
(Anhänge) bleiben vorbehalten.

c) Ausnalame4. In Abweichung vom Grundsatz ist der Zuschlag von 25 % für Samstagsar-
beit für Arbeiten am Gleis nicht geschuldet, wenn aus verkehrstechnischen und/oder
sicherheitstechnischen Gründen gearbeitet werden muss und in der betreffenden Ka-
lenderwoche noch nicht fünf Arbeitstage geleistet wurden.

7 Überstunden und Minderstunden:
a)-Begriff1D-ie-über--c14e-wächentlielle-Arbeitszeit-gemäes-Arbeitszeitkalencler--194-naus-ge-

leisteten-Stunelen-sincl-ÜbeFstunclenLehr4i-nge-elüFfen-iger--mit-Zu-FüGkhaltung-uncl-61-nter-
Ber-üGksielltiguAg-Ares-Alter-s-61424-ihrer-sGh-u-lissIlen-Ver-pflichturigen-z-4F-L-eistffl<g-VEln-
Überstunden herangezogen werden.

weitergehende Arbeitszeit Ende des Folgemonats zum Grundlohn mit einem Zuschlag

eFar-beitete-lker-stunden-auf-neue-Reshigeng-vergetragen-wer-deissefern-un42l-seweit-
der-Gesamtsalde-1-00-Stunden-nicht--ü-bersteigt,-Alle-weiteren-im-laufenden-Menat-erer-
beiteten-Ü-ber-stunden-sind-elgenfalls-ana-E-414e-Gles-Falgemen-ats-zuffl-Gfunel-lebn-zu-
ents-Ghädige-n,

a) Die über die wöchentliche Arbeitszeit qernäss Arbeitszeitkalender oder Arbeitszeitpla-
nunq hinaus geleisteten Stunden sind Überstunden, die zu wenig geleisteten Stunden
sind Minderstunden. Lehrlinge dürfen nur mit Zurückhaltung und unter Berücksichti-
clung ihres Alters und ihrer schulischen Verpflichtungen zur Leistung von Überstunden
herangezogen werden.

b) AI le Arbeits- und Reisezeitstunden, die gesamthaft 50 Stunden pro Woche überstei-
qen, gelten als Überzeit und sind im Folqemonat zum Grundlohn mit einem Zuschlag
von 25% zu entschädiqen.
AI le übriqen erarbeiteten Überstunden werden auf neue Rechnunq vorgetragen, sofern
und soweit der Gesamtsaldo 120 Überstunden nicht übersteiqt. Ober den Gesamtsaldo
hinausqehende Überstunden sind am Ende des Folqemonats zum Grundlohn zu ent-
schädigen. Übersteiqt die Anzahl der so ausbezahlten Überstunden im Kalenderjahr
100 Stunden, so ist iede weitere auszuzahlende Überstunde ieweils im Folqemonat
zum Grundlohn mit Zuschlaq von 25% zu entschädiqen.
Vorbehalten bleiben individuelle Lösungen qemäss Art. 12, Abs. 7bis.

c) Die Zuschläge gemäss Absatz 7 Buchstabe b, Absatz 6 Buchstabe b und Artikel 18
Absatz 2 sind nicht kumulierbar. Es gilt der jeweils höhere Ansatz. Ausgenornmen ist
die Regelung in Artikel 18 Absatz 4 GAV Gleisbau.

d) AusgleiGh-(Kempensatien): Der Arbeitgeber ist berechtigt, vom Arbeitnehmenden den
ganzen oder teilweisen Ausgleich des bestehenden Überstundensaldos durch Freizeit
gleicher Dauer zu verlangen. Er nimmt dabei auf die Wünsche und Bedürfnisse des
Arbeitnehmenden soweit möglich Rücksicht, indem insbesondere ganze Tage als Aus-
gleich angeordnet werden.
Der-C1-ber-stundensaide-ist-bis-E-Rde-ApFil-jedes-Jahres-velletändig-abzubauen,-1-st-clies-

Ende April zum Grundlohn mit einem Zuschlag von 25 % zu entschädigen. Bei Austritt
wgir-end-ele-s-Kafender4allfes-i-s4-basierend-auf-dem-P-re-rata-Anted-cl-er-Jahresarbeits-
zeit zu verfahren.
Per Ende des Kalenderiahres (31. Dezember) entscheidet der Arbeitgeber über die
Verwendunq der Hälfte des vorhandenen Überstundensaldos, der Arbeitnehmer ent-
scheidet über die andere Hälfte des vorhandenen Überstundensaldos. Arbeitqeber und
Arbeitnehmer können dabei entscheiden, a) die Überstunden auf dem Mehrstunden-
konto zu belassen, b) die Überstunden mit einem Zuschlaq von 25% auf Ende Januar
auszuzahlen oder c) auf ein Langzeitferienkonto qem. Art. 12" zu übertragen, sofern
Arbeitqeber und Arbeitnehrner die Führunq eines Langzeitferienkonto vereinbart ha-
ben. Vorbehalten bleiben individuelle Lösumen qemäss Art. 12, Abs. 7".
Der Arbeitnehmer kann zudem schriftlich beantragen, dass auch ohne Erreichen des
Höchstsaldos von 120 Stunden untenährig bis zu 100 Stunden zuschlaqsfrei ausbe-
zahlt werden. Der Arbeitgeber muss diesen Antrag nicht genehmigen.
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Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses werden allfällige Überstunden zum Grund-
lohn mit Zuschlag vergütet.

e) Minder-steeden;Minderstunden (Minusstunden) dürfen Ende Monat auf neue Rech-
nung vorgetragen werden, sofern und solange bei Anwendung eines Arbeitszeitkalen-
ders der Gesamtsaldo von 20 Minderstunden oder bei Anwendung einer konstanten
Arbeitszeitplanung der Gesamtsaldo von 50 Minderstunden nicht überschritten wird.
Weitergehende Minderstunden verfallen zulasten des Arbeitgebers, sofern er nicht be-
weist, dass sie auf persönliches Verschulden des Arbeitnehmers zurückzuführen sind.
Minderstunden dürfen am Ende des Arbeitsverhältnisses nur mit der Lohnforderung
verrechnet werden, sofern die Minderstunden auf ein Verschulden des Arbeitnehmers
zurückzuführen sind und die Verrechnung nicht unverhältnismässig ist.

Besenciere-ifidividuelle-algeFstundertregekin-g Um der besonderen Situation im Gleis-
bau Rechnung zu tragen, kann von der bestehenden Regelung in Absatz 7 Buchstabe b über
den Umfang der auf neue Rechnung vortragbaren Überstunden 9-5-pr-e-MeflaVGesamtsalcie-
100) im gegenseitigen Einvernehmen zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber für Personal in
einem unbefristeten und ungekündigten Arbeitsverhältnis abgewichen werden. Zudem können
die über 48 50 Wochenstunden gearbeiteten Stunden ebenfalls auf neue Rechnung vorgetra-
gen werden, wobei der Überstundenzuschlag gemäss Absatz 7 Buchstabe b in jedem Fall
auszubezahlen ist. Anders als in Absatz 7 Buchstabe d ist dcr Übcrstundensaldo bis spätes
tees-E--nde-J-uni-cles-F-elgea-h-res-vel-l-ständig-abzulaauen-eeler--zum-Grundleh44-Fnit-eineffl-Ze-
se,11-l-ag-VG11-2-544-zu-ents-Glaäctigen, Anders als in Absatz 7 Buchstabe d ist der Entscheid über
den Umgang mit den Überstunden am Jahresende bis spätestens Ende Juni des Folgejahres
zu fällen.
Das gegenseitige Einvernehmen hat in Schriftform im Voraus jeweils Anfang Kalenderjahr vor-
zuliegen. Über die geplanten Arbeitszeiten sind die betroffenen Arbeitnehmenden jeweils an-
gemessen zu informieren. Analog Artikel 17 Absatz 6 Buchstabe b GAV Gleisbau kann bei
Meinungsverschiedenheiten über die getroffene Vereinbarung die SPK Gleisbau angerufen
werden.

Art. 12b1s Larmzeitferienkonto

1 Arbeitgeber und Arbeitnehmer können schriftlich vereinbaren, dass Überstunden auf
ein Langzeitferienkonto gebucht werden.

2 Das Langzeitferienkonto soll den einzelnen Arbeitnehmenden ermöglichen, Zeitgutha-
ben über längere Zeit zu äufnen und später insbesondere für zusätzlichen Urlaub, für nicht
vom Parifonds Bau finanzierte berufliche Weiterbildung, persönliche Weiterbildung, Langzeit-
urlaub, Übernahme von Betreuungsaufgaben, vorübergehende Reduktion der Arbeitszeit und
ähnliche Zwecke einzusetzen.

3 Dem Langzeitferienkonto können pro Kalenderiahr maximal 200 Stunden gutgeschrie-
ben werden, namentlich durch unteriährige Zuweisung bei Erreichen des Gesamtsaldos von
120 Überstunden, sofern dies zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbart wurde, so-
wie durch Übertragunq des Überstundensaldos am 31. Dezember, sofern Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer dies für ihren Anteil beschliessen. Vorbehalten bleiben individuelle Lösungen ge-
mäss Art. 12, Abs. 7bis.

4 Dem Langzeitferienkonto können maximal 700 Stunden gutgeschrieben werden, so-
fern der Betrieb das Langzeitkonto finanziell absichert. Ohne eine Absicherung beträgt der
maximale Saldo 200 Stunden.

5 Für die finanzielle Absicherung des Langzeitferienkontos überweist der Arbeitgeber
den geldwerten Betrag für die verbleibende Arbeitszeit auf dem Langzeifferienkonto auf ein
zweckbestimmtes Sperrkonto oder schliesst alternativ eine Versicherung für den Fall einer all-
fälligen Zahlungsunfähigkeit zum Zeitpunkt des Bezuges ab. Der Arbeitgeber dokumentiert
den Arbeitnehmer umgehend über die Absicherung.

6 Der ganze oder teilweise Bezug des Langzeitferienkontos durch den Arbeitnehmer ist
mit dem Arbeitgeber rechtzeitig, mindestens iedoch drei Monate im Voraus, zu vereinbaren.
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Der Bezuq soli in der Regel taqe- oder wochenweise erfolgen und die entsprechenden Stun-
den qemäss Arbeitszeitplanunq werden vom Langzeitferienkonto abgebucht und als geleistete
Arbeitsstunden zur Jahresarbeitszeit qerechnet. Weiter gelten die qleichen Bestimmunqen wie
für Ferien, iedoch ohne Möglichkeit der Ferienkürzunq qemäss Art. 329b OR.
Besteht am Ende des Arbeitsverhältnisses noch ein Restquthaben, so werden die verbleiben-
den Stunden mit dem dannzumal geltenden Grundlohn (inkl. 13. Monatslohn) ausbezahlt.

Art. 15 Kurzabsenzen
1 Anspruchsvoraussetzungen: Der Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis mehr als drei
Monate gedauert hat oder der für mehr als drei Monate angestellt worden ist, hat Anspruch
auf eine Entschädigung für den Lohnausfall bei den folgenden unumgänglichen Absenzen:

a) Entlassung aus der Wehrpflicht:1/2 Tag. Der Anspruch beträgt 1 Tag, sofern der Ort,
an welchem die Entlassung stattfindet, so weit entfernt ist, dass die Arbeitnehmenden
nicht mehr zur Arbeit erscheinen können.

b) Verheiratung der Arbeitnehmendenund Geburt eines Kindcs:1--T-ag 2 Tage
c) Todesfall in der Familie (Ehepartner oder Kinder) des Arbeitnehmers: 3 Tage
8)--Tedesfa-1-1-ve-n-Ges-c-hwistem-,--E-Itern--und-Sshwiegere-1-te- 3--Tage
c) Urlaub des anderen Eiternteils bei Geburt eines Kindes: 10 Taqe. Der Bezug richtet

sich nach Artikel 329q OR. Die Entschädigung der Erwerbsersatzordnunq (EO) fällt
dem Arbeitgeber zu.

d) Todesfall in der Familie (Ehepartner, eingetragener Partner, Kinder, Geschwister, El-
tern, Schwiegereltern oder Grosseltern) der Arbeitnehmenden: 3 Taqe

e) Umzug des eigenen Haushaltes, sofern in ungekündigtem Arbeitsverhältnis: 1 Tag

Art. 16 Schweizerischer obligatorischer Militär-, Schutz- und Zivildienst
1 Höhe des Entschädigungsanspruches: Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf Entschädi

dienst-ifi-Ffiedensze-ite-n-.--134-e-E--ntsGhädigung,bezegen-auf-d-e-n-Stu-n-den-,W9Ghen—ecler--M-e-
nats-lph-nbetFägt-wä-11-Fend

heci-ige Verheiratete Ledigeund mit
UnterstützungspfliGhteig

deF-gaezen-RekfeteRsGhule 50 % 80%

4.00_% 4410

andefer--elakgater-issizier--M44-itä-r--7-g-c-hutz--
oder Zivildienste:

in den 1 Wochenersten
ab 5. bis 21.Wocho 50 %

_%

80 %
go_sg,ab 22. Woche 50 %(Durchdiener)

1 Arbeitnehmende haben Anspruch auf Entschädiqunq während der Leistunq von obliqa-
torischem schweizerischem Militär-, Schutz- oder Zivildienst in Friedenszeiten. Die Entschädi-
clung, bezogen auf den Stunden-, Wochen- oder Monatslohn, beträqt für:

Rekruten 80%
Durchdiener während Grundausbildung1 80%

Durchdiener-Kader während der allgemeinen Grundausbildunq 80%

Durchdiener Normaldienst2 während den ersten 4 Wochen 100%
Durchdiener Normaldienst ab der 5. Woche 80%
Durchdiener-Kader während Beförderunqsdienst in den ersten 4 Wochen 100%
Durchdiener-Kader während Beförderungsdienst ab der 5. Woche 80%
Normaldienst in den ersten 4 Wochen (WK) 100%
Normaldienst ab der 5. Woche 80%
I D.h. Allqemeine Grundausbildunq, Funktionsgrundausbildunq und Verbandsausbildung.
2 Normaldienste heissen einerseits Armeedienste, die nicht Beförderungsdienst oder Durchdienerdienst für Kader
nach Abschluss der Grundausbildunq sind. Andererseits zählen dazu Zivilschutzdienst, Leiterkurse Jugend und
Sport, Junqschützenleiterkurse sowie Zivildienst.
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Art. 18 Lohnzuschläge
1 Bei Abweichungen von der Normalarbeitszeit sind Arbeitsstunden innerhalb der Tages-
arbeit zuschlagsfrei, abgesehen von allfälligen Zuschlägen für Überstundenarbeit (Artikel 12
Absatz 7), Samstagsarbeit (Artikel 12 Absatz 6) oder Sonntagsarbeit (Artikel 18 Absatz 2). Als
Tagesarbeit gilt gemäss Arbeitsgesetz im Sommer (1. April bis 30. September) die Zeit zwi-
schen 05.00 und 20.00 Uhr, im Winter (1. Oktober bis 31. März) zwischen 06.00 und 20.00
Uhr.

2 Sonntagsarbeit: Für Arbeiten an Sonntagen (von Samstag 17 Uhr bis Montag 5 Uhr im
Sommer bzw. 6 Uhr im Winter) wird ein Zuschlag von 50 % gewährt (in Gebieten, in denen

men diese zur Anwendung). Als Sonntagsarbeit gilt auch die Arbeit an den von den betreffen-
den Bahndienst-Rotten eingehaltenen eidgenössischen und kantonalen Feiertagen.

Fehlt 2

Art. 19 Zulagen, Auslagenersatz, Entschädigungen
1 unverändert

2 Versetzungscntschädigung: Arbeiter, die durch die Firma von einer Baustelle auf eine
andcre versetzt werdcn, habcn Anrecht auf die Fahrkostcn (Billcttkostcn) sowie auf einc Ent

stehende unumgängliche Mchrkosten sind dem Arbeitnehmer zu vergüten.

2 Werden Arbeitnehmende auf auswärtice Arbeitsorte versetzt, so sind ihnen die erfor-
derlichen Aufwendungen zu vergüten (Art. 327a und 327b OR).

2b,s Der Betrieb richtet eine Baustellenzulage pro geleisteten Arbeitstag (ab fünfeinhalb
Stunden Arbeitszeit) aus. Die Baustellenzulage beträgt ab 1. April 2026 CHF 4.00, ab 1. Ja-
nuar 2027 CHF 6.50 und ab 1. Januar 2028 CHF 9.00.

3 Verpflegungsentschädigung: Zur Abgeltung der Auslagcn bci auswärtiger Arbon (Arti
kel-32-7-a-und-32-7-b-O-R)-WifGl-a-l-ien-G-leisbauarbeiter-n-ei-ne-Z4leee-4434:1-G-14F--1-6,—pre-Tag-(seit-
1. Januar 2011: CHF 15. ; ab 1. Januar 2017: CHF 16. ) vergütet. Wird dem Arbeitnchmer
die Verpflegung seitens der Schweizcrischen Bundesbahnen (SBB) oder in einer betricbsci
geRen-Kantine-z-uf-VeFfügung-gestel-it,entfällt-slie-Zulagefaie-dabei4ü-F-E14e-Ver-pflegung-entste-
henden Kosten werdcn vom Arbeitgeber getragen. Kann ein Arbeitnehmer aus begründetem
Anlass, insbesondere aus religiösen Gründen, die Verpflegung nicht in der Kantine einnch
men, hat er Anspruch auf eine Entschädigung von CHF 11. pro Tag (seit 1. Januar 2014:

sofernallfällige Erhöhungen den Hauptauftraggebern überwälzt werden können.

3 Zur Abgeltung der Auslagen bei auswärtiger Arbeit wird alien Gleisbauarbeitern eine
Zulage von CHF 16.- pro Tag vergütet. Wird dem Arbeitnehmer die Verpflegung zur Verfü-
gung gestellt, entfällt die Zulage. Die dabei für die Verpflegung entstehenden Kosten werden
vom Arbeitgeber getragen.

4 unverändert

5 Reisezeit: Beträgt bci auswärtigen Arbeitcn dic täglichc Rcisezeit für Hin und Rück
fahrt ab und zur Sammelstelle 30 Minuten oder weniger, so wird diese Reisezeit nicht ent
schädigt. Als Ausgangspunkt gilt das Ceschäftsdomizil oder dic vom Arbcitgeber zugcwic
sene Unterkunft; ma,sgebend ist der Baustelle nächstgclegene Ort. Übersteigt die tägliche

ten. Unter Grundlohn wird der einzelvertraglich vereinbarte Lohn ohne Zuschläge und Zulagen
veFstanden,

5 Die Reisezeit für Hin- und Rückfahrt ab und zur Sammelstelle zählt nicht zur Jahresar-
beitszeit gemäss Art.12 GAV Gleisbau. Sie ist vorbehältlich Absatz 2 im Folgemonat zum
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Grundlohn zu entschädigen. Übersteigt die tägliche Reisezeit 60 Minuten bei Anwendung ei-
nes Arbeitszeitkalenders oder 90 Minuten bei Anwendung einer konstanten Arbeitszeitplanung
ist die darüberhinausgehende Reisezeit dem Überstundenkonto gutzuschreiben und wird nicht
im Folgemonat ausbezahlt. Als Ausgangspunkt gilt das Geschäftsdomizil oder die vom Arbeit-
geber zugewiesene Unterkunft; massgebend ist der Baustelle am nächsten gelegene Ort.

Bis zu 20 Minuten Reisezeit (An- und Rückreise gemessen mit Google-Maps) von der Sam-
melstelle zur Baustelle gelten als mit der Baustellenzulage abgegolten. Für die Einhaltung der
im Arbeitsgesetz vorgesehenen Höchstarbeitszeiten sowie Zuschläge, ist die Reisezeit zu be-
rücksichtigen.

6 unverändert

7 Zdiage4ü-r-Sicherneitswärten Wird ein Arbeitnehmer als Sienernettswärter Sicherheits-
chef (Ausweis muss vorhanden sein) eingesetzt, so hat er während dieses besonderen Ein-
satzes Anspruch auf mindestens den Lohn der Lohnklasse A.

Art. 20 Kurzarbeit und Betriebseinstellungen infolge Schlechtwetter
1 unverändert

2 Bei Witterungsbedingungen, welche die Gesundheit der Arbeitnehmenden gefährden
und/oder einen effizienten Arbeitsablauf verunmöglichen (wie bei Hitze, Regen, Schnee, Blitz-
schlag, grosser Kälte), sind Bauarbeiten im Freien zu unterbrechen, soweit dies arbeitstech-
nisch möglich ist.

3 Die Arbeitsunterbrechung erfolgt auf Anordnung des Arbeitgebers °der-Giessen-Steil-
vertreters. Er hört vor der Anordnung die betroffenen Arbeitnehmenden an.

4 Arbeitnehmende haben sich während eines Arbeitsunterbruches infolge schlechten
Wetters zur Verfügung des Arbeitgebers oder de-zen Stellvertreters zu halten, um die Arbeit
jederzeit wieder aufnehmen zu können, es sei denn, der Arbeitgeber habe den Arbeitnehrnen-
den gestattet, frei über ihre Zeit zu verfügen. Arbeitnehmende haben ferner während des Ar-
beitsunterbruches auf Anordnung des Arbeitgebers oder-de,sen Stellvertrcters andere zumut-
bare Arbeit zu leisten.

5 unverändert

6 unverändert

Art. 21 Krankentaggeld-Versicherung
1-3 unverändert

4 Versieherungsleistungen+ Die Versicherung beinhaltet folgende minimalen Leistungen:
a) 902,4 80% des wegen Krankheit ausfallenden Bruttolohnes nach Ablauf des unbezahl-

ten Karenztages.
b) Taggeldleistungen bis zum 730. Tag seit Beginn des Krankheitsfalles. Das erneute

Auftreten einer Krankheit gilt hinsichtlich der Leistungsdauer und Aufschubzeit als
neuer Krankheitsfall, wenn der Versicherte vor erneutem Auftreten der Krankheit wäh-
rend 12 Monaten ununterbrochen arbeitsfähig war.

c) Das Taggeld wird bei nachgewiesener Arbeitsunfähigkeit von mindestens 25 % ent-
sprechend dem Grad der Arbeitsunfähigkeit ausgerichtet, jedoch maximal während der
Bezugsdauer gemäss lit. b).

d) Leistungen bei Mutterschaft während mindestens 16 Wochen, wobei mindestens acht
Wochen auf die Zeit nach der Niederkunft fallen müssen. Die Bezugsdauer bei Mutter-
schaft wird nicht an die ordentliche Bezugsdauer von 730 Tagen angerechnet. Die
Leistungen der staatlichen Mutterschaftsversicherung können angerechnet werden,
soweit sie auf den gleichen Zeitrauni entfallen.

5 Prämien und Aufschub von Versicherungsleistungen:
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a) Die effektiven Prämien für die Kollektivtaggeld-Versicherung werden vom Arbeitgeben-
den und vom Arbeitnehmenden je zur Hälfte getragen.

b) Schliesst der Arbeitgebende eine kollektive Krankentaggeld-Versicherung mit einem
Leistungsaufschub von höchstens 30 60 Tagen und unter Einhaltung von einem Ka-
renztag je Krankheitsfall ab, so hat er während der Aufschubzeit 90 % des wegen
Krankheit aus- fallenden Lohnes selbst zu entrichten.
Während der Krankheitszeit ist der Arbeitnehmende von der Prämientragung befreit.

6-12 unverändert

Art. 22 aufgehoben

Art. 23 aufgehoben

Art. 29 aufgehoben

Art. 30 Inkrafttreten, Vertragsdauer und Auflösung
1 Inkr-afttfeten-unel-Daue-r4 Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2023 1. April 2026 in Kraft
und löst den Vertrag vom 1. Januar 2019 2023 ab. Er dauert grundsätzlich bis zum 31. IDe-
zember 2025 März 2032.

1 - 3 unverändert

Art. 31 Übergangsbestimmungen
1 Die in Art. 19 Abs. 5 GAV Gleisbau festgeleqte Bestimmung: «Übersteiqt die tägliche
Reisezeit 60 Minuten bei Anwendunq eines Arbeitszeitkalenders oder 90 Minuten bei Anwen-
dung einer konstanten Arbeitszeitplanung ist die darüberhinausgehende Reisezeit dem Mehr-
und Minderstundenkonto gutzuschreiben und wird nicht im Folgemonat ausbezahlt» gilt erst
ab 1. Januar 2027.

2 Während der Vertragsperiode finden keine Lohnverhandlungen statt. Davon ausge-
nommen sind Verhandlungen, falls die Jahresteuerung (Indexstand per 30. September gegen-
über Vorjahr) über 2% liegt. Während der Dauer des Verb-ages werden die Effektivlöhne im
Gleisbau per 01.01. eines Jahres entsprechend dem in der Vereinbarunq zum GAV Gleisbau
2026 vom 14. Januar 2026 enthaltenen Mechanismus berechnet, veröffentlicht und zur Allge-
meinverbindlicherklärung beantraqt.

3 Die Mindestlöhne werden per 01.01. jeden Jahres unter Vorbehalt der Auflösung des
Vertraqes gemäss Abs. 4 dieses Artikels um die Entwicklung des Landesindex der Konsum-
entenpreise (LIK) erhöht. Liegt die Teuerung höher als 2%, werden Verhandlungen über den
Teuerungsausgleich geführt. Die Erhöhunq erfolgt auf Basis des LIK per 30. September des
aktuellen Jahres. Bei einer rückläufiqen Entwicklunq des LIK wird bei einer zukünftigen Erhö-
hung jeweils auf den letzten lndexstand per 30. September abgestellt, der zu einer Erhöhung
führte.

4 Können sich die Vertragsparteien des GAV Gleisbau bei Lohnverhandlungen gemäss
Abs. 2 und 3 dieses Artikels bis zum 31. Oktober nicht einiqen, kann iede Vertragspartei den
GAV Gleisbau unter Einhaltung einer Frist von einem Monat auf den 31. Dezember auflösen.

5 Die pauschal abgegoltene Reisezeit beträgt in Abweichung von Art. 19 Abs. 5 GAV
Gleisbau bis zum 31. Dezember 2028 30 Minuten und bis zu 31. Dezember 2029 25 Minuten.

6 Die Vergütung der Sicherheitswärter und Sicherheitschefs nach Lohnkategorie A (Art.
17 und Art. 19 Abs. 7 GAV) als Mindeststandard tritt ab dem 1. Januar 2028 in Kraft. Bis 1. Ja-
nuar 2028 ist der Sicherheitswärter gem. Art. 19 Abs. 7 während des Einsatzes als Lohn-
klasse A zu vergüten.
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Kapitel III: Allgemeinverbindlicherklärung

Die Vertragsparteien setzen alles daran, dass die geänderten Bestimmungen des GAV

Gleisbau gemäss dieser Zusatzvereinbarung so rasch als möglich allgemeinverbindlich er-

klärt werden. Sie verpflichten sich, allfällige Einsprachen gemeinsam zu bekämpfen und

alles in ihrer Macht Stehende zu unternehmen, um allfällige Einsprecher zum Rückzug der

Einsprachen zu bewegen.

Kapitel IV: Schlussbestimmung und lnkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt unter Vorbehalt der Zustimmung der zuständigen Verbandsorgane,

mit ihrer Unterzeichnung in Kraft.

Zürich, den 14. Januar 2026

Für den Schweizerischen Baumeisterverband

• (L.D
Bernhard Salzmann Gian-Luca Lardi

Für die Vereinigung Schweizerischer Gleisbauunternehmer

Stefan Müller

Für die Gewerkschaft Unia

/
Vänia Alleva

Für die Gewerkschaft Syna

Aveisa

Camillo Censi

Nico Lutz

Michael Kehrli

'Raphael Kasermann

(
Bruno Schmucki

P cL
Nora Picchi
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Anhang 5
Betriebliche Tätigkeiten der Gleisbauunternehmungen
Ergänzung zu Artikel 1 b GAV Gleisbau

Der betriebliche Geltungsbereich gilt für Betriebe, Betriebsteile, Subunternehmer und selbständige
Akkordanten, die in folgenden Bereichen Tätigkeiten/Arbeiten ausführen.
A. Begrifflichkeiten:

Gleisfahrbahnanlage: alle Anlageteile ab dem Rohbau (Planum, Betonabdichtung oä.) für die
spezifische Nutzung durch ein schienengebundenes Transportmittel, wie Schienen und Weichen,
Schienenbefestigungen, Krafteinleitungen (Schwellen, Fixpunkte etc.), Gleisbettung (Schotter,
Beton etc.).
Gleistiefbauanlage: Gleiseindeckungen (Be lag, Schotter, Beton, Kies, Substrat etc.), Böschun-
gen, Gräben, Bankette, Unterhalts- und Betriebswege, Sickerleitungen, Werkleitungen, Funda-
mente und Masten für Fahrstrom, Signale, Telekommunikation, Übertragungsleitungen, Perron-
kanten, Perronanlagen, Gleisübergänge, Gleisabschlüsse etc., im direkten Zusammenhang mit
dem Betrieb einer Gleisanlage.
Gefahrenbereich Gleis: Arbeitsbereiche in Gleisnähe mit den entsprechenden Sicherheitsaufla-
gen und -Vorschriften.
Sicherheitsdienst für Gleisbaustellen: Tätigkeiten betreffend die spezifischen Sicherheitsvor-
schriften für alle Arbeiten im Gefahrenbereich Gleis.

B. Tätigkeiten: (nicht abschliessende Aufzählung)
1) Neubau von Gleisfahrbahnanlagen und Gleistiefbauanlagen:

Neubau von Strecken-, Betriebs- und Absteligleisen aller Art und Spurweite
a) Aufbau der Gleisfahrbahnanlagen oder Gleistiefbauanlagen ab Rohbau vor Ort oder auf

dem Montageplatz,
b) Schienengebundener Transport aller Materialien und Anlageteile ab dem Übernahme-

platz bis zum Einbau,
c) Justierungen und Fertigstellungsarbeiten bis zur Betriebsbereitschaft

2) Umbau von bestehenden Gleisanlagen und Gleistiefbauanlagen:
Totalumbau von Strecken-, Betriebs- und Abstellgleisen aller Art und Spurweite, inkl. Transporte
ab dem Übernahmeplatz, Ablad und Verteilen der Baumaterialien
a) Abbruch der Gleisfahrbahnanlage oder Gleistiefbauanlage, bzw. einzelner Anlageteile,
b) Ersetzen von Schienen, inkl. Antransport ab dem Übernahmeplatz,
c) Ersetzen der Schienenbefestigungen,
d) Ersetzen und Umbau der Schienenstützpunkte (Schwellen, Einzelbefestigungen etc.),
e) Erneuerung des Gleisbettes aus Schotter oder Beton,

Erstellen des Planums mit PSS oder ähnlichem,
g) Erstellen von Banketten mit Randabschlüssen,
h) Weichenumbauten, Auswechseln von Weichen und einzelnen Bauteilen,
i) Montieren von Weichenheizungskörpern und der Energieversorgung,
j) Neutralisation des Gleises,
k) Umbau der notwendigen Werkleitungen, Fundamente und Masten
1) Kontrollieren der Spurweite und Gleisanlagen.
m) Einbau von Mess- und Spezialgleisen

3) Unterhaltsarbeiten am und im Gleis:
Unterhaltsarbeiten der Gleisfahrbahn- und Gleistiefbauanlagen an, bzw. in Strecken-, Betriebs-
und Abstellgleisen aller Art und Spuiweite, inkl. Transporte ab dem Übernahmeplatz, Ablad und
Verteilen der Baumaterialien
a) Auswechseln von schadhaftem Oberbaumaterial, wie Schienen, Schwellen, Befesti-

gungsmittel, Weichenteilen, Herzstücken, Dilatationen, lsolierstössen,
b) Instandsetzen von schadhaften Schienenschweissungen,
c) Regulieren der Spur und Anziehen der Befestigungsmittel,
d) Überprüfen der Kontrollmasse bei den Weichen und Herzstücken,
e) Einschottern und Ergänzen des Schotterprofils,

Kontrolle der Versicherungspunkte und Erstellen der notwendigen Korrekturen,
g) Nachstopfen der Stoss- und Hindernisschwellen,
h) Kontrolle und Unterhalt von Stössen,
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i) Kontrolle der Schienenverbindungen,
i) Reinigen der Weichen und Weichenantriebe,
k) Justieren von Weichenzungen und Gestänge,

4) Verschiedenes:
a) Erstellen und Montieren von Betonpreliböcken/Gleitprellböcken und Gleisabschlüssen;
b) Bau von Industrie- und Betriebsgleisen in Unterhalts-, Transport- und Messanlagen, so-

wie Be- und Entladeanlagen,
• Einbau und Unterhalt von Zahnstangenaniagen für Bergbahnen;
d) Schneeräumung im Gleis
• Personalverstärkungen an Bahnen.

5) Arbeiten, die unmittelbar mit dem Gleis in Verbindung stehen
a) Erstellen der Bankette und Bankettabschlüsse,
b) Reinigen von Banketten, Gräben, Schächte zur Sicherstellung des der Wasserabflusses

bis zur Einleitung,
c) Unterhaltsarbeiten an der Böschung, Grünpflege,

Schneeräumung,
e) Gleisentwässerungen und Entwässern des Planums,

Ableiten des Oberflächenwassers aus dem Gleisbereich,
Erstellen von Sickerleitungen, Kontrollschächten, Sickerschächten, Sickergräben,

h) Absenken des Grundwassers,
i) Reinigen und Spülen von Sickerleitungen,
j) Erstellen von Kabelkanälen, Kabelrohrblöcken, Kabeltrassen, Gleisquerungen, mit Kabe-

leinzug, Abbruch der alten Kabelkanäle,
k) Mastfundamente, inkl. Grabarbeiten, Armieren, Betonieren,
I) Abbrechen von alten Mastfundamenten und Entsorgen,
m) Einbau von Niveau-Übergängen, Bahnübergängen (vorfabrizierte Platten oder Be lag),
• Bau von Gleiswaagen-Fundamenten und Drehscheibenfundamenten,
o) Planumsverbesserungen unter der Gleisanlage.

6) Al le Tätigkeiten und Rollen zur Umsetzung der Sicherheitsdispositive nach RTE 20100.
Al le Tätigkeiten und Rollen nach FDV im Baustellenbetrieb.

19



Anhang 6
Vollzugsbestimmungen gemäss Art. 5 dieses Vertrages

Art. 1 Zuständigkeit
Für die Anwendung und Durchsetzung des GAV Gleisbau und die Schlichtung von Meinungsverschie-
denheiten oder Streitigkeiten in Vertragsgebieten sind gestützt auf Artikel 357a/b OR die Vertragspar-
teien des GAV Gleisbau zuständig.

Art. 1b' Informationssystem Allianz Bau
1 Die Vertragsparteien unterstützen und beteiligen sich am branchen- und regions-übergreifen-
den Informationssystem Allianz Bau ISAB. Die SPK Gleisbau als Vollzugsorgan sorgt für die zeitge-
rechte Lieferung der für den Betrieb von ISAB notwendigen Vollzugsinformationen.
2 Die Vertragsparteien betrachten die ISAB-Card als wirksames Instrument des GAV-Vollzuges,
um die Kontrolltätigkeit vor Ort zu vereinfachen und effizienter auszugestalten. Sie fordern die unter-
stellten Betriebe dazu auf, ihre Mitarbeitenden mit ISAB-Cards auszustatten.

Art. 2 Aufgaben und Verfahren
1 aufgehoben
2 aufgehoben
3 Die SPK Gleisbau hat folgende Aufgaben:

a) die arbeitsvertraglichen Bestimmungen des GAV Gleisbau inklusive deren Anhänge und Zu-
satzvereinbarungen durchzusetzen, sofern im GAV Gleisbau oder in einer anderen Verein-
barung keine andere Lösung getroffen wurde;,

b) lnsbesondere obliegen ihr:
1. Durchführung von gemeinsamen Lohnkontrollen und Untersuchungen über die
Arbeitsverhältnisse im Betrieb entweder auf Einzelanzeige hin oder systematisch;
2. Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Betrieb und Arbeitneh-
menden betreffend Lohnklasseneinteilung (Artikel 17 GAV Gleisbau);
3. Vollzug der Zusatzvereinbarung über die Unterkünfte der Arbeitnehmenden
und die Hygiene und Ordnung auf Baustellen (Anhang 9 zum LMV);
4. Vermittlung bei Streitigkeiten zwischen Betrieb und Arbeitnehmenden betr. Ar-
beitssicherheit und Gesundheitsvorsorge im Betrieb;
5. Schlichtung bei Meinungsverschiedenheiten im Rahmen der gesetzlichen Mit-
wirkung.
6. Allfällige Mitteilung an Behörden, wie kantonale Arbeitsämter, öffentliche
schweizerische Bauherrschaften, bei rechtskräftig beurteilten Verstössen gegen
den GAV Gleisbau;
7. Weitere Aufgaben gemäss allfälligen Regelungen in Gesetzen.

4 Die SPK Gleisbau führt ihre Verfahren nach rechtsstaatlichen Grundsätzen durch. Die SPK
Gleisbau:

a) beschliesst einen Betrieb bezüglich Einhaltung des GAV Gleisbau zu kontrollieren bzw. kon-
trollieren zu lassen;

b) führt mit bevollmächtigten Mitgliedern der Kommission in der Regel unter schriftlicher Voran-
zeige eine Kontrolle bezüglich Einhaltung des GAV Gleisbau durch und kontrolliert die Bau-
stellen. Sie kann diesbezüglich Unterstützung bei Paritätischen Berufskommissionen des
LMV anfordern;

c) erstellt über ihre lnspektionstätigkeit einen Kontrollbericht, welcher dem betroffenen Betrieb
zur Stellungnahme innert einer angemessenen Frist, zugestellt wird;

d) sie kann die Aufgaben gemäss Buchstabe b und c auch durch einen spezialisierten Dritten
vornehmen lassen;

e) fasst nach Abschluss der Untersuchung einen schriftlichen Beschluss, der den eigentlichen
Beschluss, eine kurze Begründung sowie eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten hat. Im
Beschluss ist festzuhalten:

1. ob das Verfahren ohne Folgen abgeschlossen wird oder
2. ob neben der Feststellung der Verletzung des GAV Gleisbau eine Verwarnung
oder eine Sanktion nach Art. 4 ausgesprochen wird,
3. ob eine Mitteilung an die Behörden erfolgt und
4. die Tragung (Verlegung) der Kontroll- und Verfahrenskosten.

Ltbs Die SPK Gleisbau kann im Einzelfall beschliessen, dass Arbeitnehmende, denen aufgrund ei-
ner abgeschlossenen Lohnbuchkontrolle noch Ansprüche gegen ihren Arbeitgeber zustehen, über
ihre jeweiligen Ansprüche informiert werden.
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Art. 3 aufgehoben

Art. 4 Sanktionen
1 Ste Ilt die SPK Gleisbau fest, dass gesamtarbeitsvertragliche Bestimmungen verletzt wurden, so
hat sie die fehlbaren Parteien aufzufordern, ihren Verpflichtungen unverzüglich nachzukommen.
2 Die SPK Gleisbau ist berechtigt:

a) eine Verwarnung auszusprechen;
b) eine Konventionalstrafe bis zu CHF 50000.— zu verhängen; in Fällen vorenthaltener geld-

werter Ansprüche darf die Konventionalstrafe bis zur Höhe der geschuldeten Leistung ge-
hen;

c) die Kontroll- und Verfahrenskosten der fehlbaren Partei aufzuerlegen.
2b's Die für die Verletzung gesamtarbeitsvertraglicher Bestimmungen vorgesehenen Sanktionen
können von der SPK Gleisbau auch ausgefällt werden, wenn der Betrieb vorsätzlich falsche Angaben
zu seinen Mitarbeitern macht oder in anderer Weise die ISAB-Card unrechtmässig erwirkt oder die
Einleitung eines Kontrollverfahren vereitelt (z.B. durch Nichteinreichung der eingeforderten Unterla-
gen).
2ter Die Kontroll- und Verfahrenskosten sind denjenigen Arbeitgebern und/ oder Arbeitnehmern auf-
zuerlegen, welche Bestimmungen des GAV Gleisbau verletzt haben oder die, sofern keine Zuwider-
handlung gegen den GAV Gleisbau festgestellt worden ist, Anlass zur Kontrolle und/oder zum Verfah-
ren gegeben haben.
3 Die Konventionalstrafe ist in erster Linie so zu bemessen, dass der fehlbare Arbeitgeber und
der fehlbare Arbeitnehmende von künftigen Verletzungen des GAV Gleisbau abgehalten werden. Die
Höhe der Konventionalstrafe bemisst sich in Würdigung der gesamten Umstände kumulativ nach fol-
genden Kriterien:

a) Höhe der vom Arbeitgeber seinen Arbeitnehmenden vorenthaltenen geldwerten Leistungen
(siehe oben Absatz 2 Buchstabe b dieses Artikels);

b) Verletzung der nicht-geldwerten gesamtarbeitsvertraglichen Bestimmungen;
c) einmalige oder mehrmalige Verletzung (inkl. Rückfall) sowie Schwere der Verletzung der

gesamtarbeitsvertraglichen Bestimmungen; eine mehrmalige Verletzung gilt als schwerer
Verletzung

d) Grösse des Betriebes;
e) Umstand, ob der fehlbare Arbeitnehmende oder der fehlbare Arbeitgeber, der in Verzug ge-

setzt wurde, seinen Verpflichtungen bereits ganz oder teilweise nachgekommen ist;
0 Umstand, ob der Arbeitnehmende seine individuellen Ansprüche gegenüber einem fehlba-

ren Arbeitgeber von sich aus geltend macht bzw. ob damit zu rechnen ist, dass er diese in
absehbarer Zeit geltend macht.

4 Eine verhängte Konventionalstrafe ist innert 30 Tagen der SPK Gleisbau zu zahlen. Die SPK
Gleisbau verwendet den Betrag für den Vollzug und die Durchsetzung des GAV Gleisbau.
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